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II/A  Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
Im Rahmen des Verfahrens sind keine Stellungnahmen der Öffentlichkeit eingegan-
gen.  
  



 
 
 

5 
 
 

 
II/B  Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
 
II/B 1:  Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 53, Immissionsschutz 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 2:  Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz u. Dienstleistungen der 
Bundeswehr  
 

 



 
 
 

7 
 
 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zur Höhe baulicher Anlagen: 
Der Bebauungsplan setzt eine maximale Gebäudehöhe von 68,0 m ü. NHN fest. Dies 
entspricht einer maximalen realen oberirdischen Gebäudehöhe von ca. 8,5 m (Pla-
nungshöhe Gelände = ca. 59,45 m ü. NHN). Eine Gebäudehöhe von 30,0 m oder hö-
her ist somit nicht zulässig. 
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 3: GASCADE Gastransport GmbH, Kassel 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die weiteren Betreiber wurden im Rahmen des Verfahrens beteiligt. 
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 4: Ericsson GmbH, Düsseldorf 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH wurde im Rahmen des Verfahrens beteiligt. 
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 5: PLEdoc GmbH, Essen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 6: Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG, EVL 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Änderung der Bezeichnung: 
Der Anregung wird gefolgt und die Begründung entsprechend geändert. 
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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II/B 7: Stadt Monheim am Rhein, Sachbearbeitung Stadtplanung 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 8: Polizeipräsidium Köln, Direktion Kriminalität, Kriminalprävention / 
Opferschutz, Städtebauliche Kriminalprävention 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 9: Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung West, PTI 22 
PPB 1, Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu den Stellungnahmen vom 13.07.2016 und 30.05.2018 s. u. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Stellungnahme der Telekom vom 13.07.2016 wurde bereits im Bebauungsplanver-
fahren 208 B/II „Opladen – nbso Westseite – Quartiere“ berücksichtigt. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung zur Stellungnahme vom 13.07.2016: 
Die durch die Gütergleisverlegung östlich der bestehenden Ortslage Opladens frei 
werdenden Flächen sollen einer städtebaulichen Entwicklung zugeführt werden. Um 
die neu zu entwickelnden Flächen auf der Westseite der Gleise leistungsgerecht an 
das örtliche und überörtliche Straßenverkehrsnetz anzubinden und zugleich eine Ent-
lastung des westlich gelegenen Straßennetzes im Bestand der Opladener Innenstadt 
vom Durchgangsverkehr in Nord-Süd-Richtung zu erzielen, soll die Neue Bahnallee 
parallel zum Gleisbündel der Deutschen Bahn AG angelegt werden. Die Lage der 
neuen Stadtstraße ist somit nicht mehr beliebig anpassbar. 
Ebenso ist auch die Lage der von der Neuen Bahnallee ausgehenden Erschließungs-
straßen für die einzelnen Quartiere bereits festgelegt.  
 
Eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Leitungszonen 
erfolgt im Rahmen der Straßenausbauplanung. 
 
Bei der Pflanzung von Bäumen in den öffentlichen Flächen werden die einschlägigen 
Normen und Richtlinien berücksichtigt.  
 
Die weiteren Informationen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung zur Stellungnahme vom 13.07.2016: 
Der Stellungnahme wird in Teilen gefolgt. 
Die übrigen Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Stellungnahme der Telekom vom 30.05.2018 wurde bereits im Bebauungsplanver-
fahren 208 B/II „Opladen – nbso Westseite – Quartiere“ 1. Änderung berücksichtigt. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung zur Stellungnahme vom 30.05.2018: 
s. Abwägungsvorschlag der Verwaltung zur Stellungnahme vom 13.07.2016, Seite 23. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung zur Stellungnahme vom 30.05.2018: 
Der Stellungnahme wird in Teilen gefolgt. 
Die übrigen Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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II/B 10: Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Ratingen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 11: Stadt Köln, Stadtplanungsamt, Vorbereitende Bauleitplanung 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 12: Unitymedia NRW GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 13: Industrie- und Handelskammer Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zum Hinweis bezüglich der Bezeichnung in der Begründung: 
Dem Hinweis wird gefolgt. Die Begründung wird redaktionell angepasst. 
Es handelt sich hier um die Ostfassade gemäß der textlichen Festsetzungen 4.1 „Fas-
sadenbegrünung“.  
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 14: Rheinisch-Bergischer Kreis, Amt 67 Planung und 
Landschaftsschutz, Bergisch Gladbach 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Artenschutz: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zu Beirat bei der Unteren Naturschutzbehörde: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Untere Umweltschutzbehörde: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Kreisstraßen (Bau/Unterhaltung) und Verkehr: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Bauamt: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Brandschutz: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Unteren Jagdbehörde: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Unteren Fischereibehörde: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Tierschutz: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu ÖPNV: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Gesundheitsamt: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Jugendamt: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 15: AVEA GmbH & Co.KG, Leverkusen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu Behältergrößen und Abfuhrrhythmen: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Behälterstandplätze und Transportwege: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu III. Sammlung, Transport und Entsorgung § 9 Bereitstellung der Abfälle: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Sicherheitstechnische Anforderungen an Straßen und Fahrwege für die Sammlung 
von Abfällen: 
Zu 2 Grundsätzliche Anforderungen an die Gestaltung von Straßen: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 3 Anforderungen an die Gestaltung von Sackgassen, Stichstraßen und – wegen: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 4 Wendeanlagen: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 7 Rückwärtsfahren: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Standplätze für Glas- und Altkleidercontainer: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 16: E-Plus Service GmbH, Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, 
Nürnberg 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zum vertikalen Korridor der Fresnelzone der Richtfunkverbindung: 
Der Bebauungsplan setzt eine maximale Gebäudehöhe von 68,0 m ü. NHN fest. Dies 
entspricht einer maximalen realen oberirdischen Gebäudehöhe von ca. 8,5 m (Pla-
nungshöhe Gelände = 59,45 m ü. NHN). Der vertikale Korridor der Fresnelzone der 
Richtfunkverbindung wird durch ein Bauvorhaben somit nicht tangiert.  
 
Zu der Planung notwendiger Baukräne: 
Die Richtfunktrasse wird bzgl. der Planung notwendiger Baukräne bei der nachfolgen-
den Ausführungsplanung berücksichtigt. 
 
Zur Berücksichtigung und Übernahme der Richtfunktrassen in die Bauleitplanung: 
Die Richtfunkstrecke wurde bereits hinweislich in den Bebauungsplan aufgenommen.  
 
Zur weiteren Beteiligung von Eplus: 
Sollten sich noch Änderungen in der Planung / Planungsflächen ergeben, werden E-
Plus die geänderten Unterlagen zur Verfügung gestellt.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 17: Amprion GmbH, Dortmund 
 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Bezüglich weiterer Versorgungsleitungen wurden die zuständigen Unternehmen betei-
ligt. 
 
Die weiteren Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 18: Stadt Burscheid, Stab Stadtentwicklung, Umwelt und 
Liegenschaften 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 19: Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Die Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 wird weiterhin beteiligt werden. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 20a: Untere Naturschutzbehörde und Untere Bodenschutzbehörde 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu 1. I.)  
Bezüglich I. Schutzgutbezogene Informationen: 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zu 1. II.)  
Die Vorschriften für besondere und streng geschützte Tier- und Pflanzenarten gemäß 
§ 44 BNatSchG wurden im Rahmen des Verfahrens berücksichtigt. 
 
Nach Umsetzung der Gütergleisverlegung, dem Bau der westlich parallel zu den Glei-
sen verlaufenden Lärm- und Sichtschutzwand und der ebenfalls parallel verlaufenden 
Europaallee gemäß Bebauungsplan Nr. 208 A/II, III ist nicht von Amphibienvorkom-
men im Geltungsbereich auszugehen. Im Zuge der Baumaßnahmen wird durch ein 
entsprechendes Schutzkonzept gewährleistet, dass es nach Umsetzung der Teilpopu-
lation der Westseite in das Ersatzhabitat in Schlebuschrath nicht zu Rückwanderun-
gen auf die Eingriffsflächen kommt. Sicherheitshalber bleibt die im Rahmen des Be-
bauungsplanes Nr. 208 A/II, III vorgesehene Schutzzäunung entlang der Bauflächen 
bestehen, bis die Entwicklung der nbso-Westseite abgeschlossen ist. Um jedoch jegli-
ches Risiko einer baubedingten Tötung auszuschließen, wird zudem eine ökologische 
Baubegleitung vorgesehen. 
 
Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
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Hinsichtlich des Flussregenpfeiffers werden geeignete Maßnahmen zur Verhinderung 
eines Brutbeginns erarbeitet und mit der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt. 
 
Die weiteren Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zu 1. III.)  
Beantwortung s. o. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde wird gefolgt. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu 2. I.) 
Sollten Bodenverunreinigungen festgestellt werden, wird die Untere Bodenschutzbe-
hörde (UBB) verständigt. 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 2. II.)  
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 2. III.) 
Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme der Unteren Bodenschutzbehörde wird gefolgt. 
  



 
 
 

68 
 
 

II/B 20b: Untere Naturschutzbehörde und Untere Bodenschutzbehörde 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Zu den Belangen der UNB 
Um sicherzustellen, dass keine Amphibien im Zusammenhang mit den Bauarbeiten zu 
Schaden kommen, ist eine ökologische Baubegleitung durch eine nachweislich herpe-
tofaunistisch fachkundige Person bereits Teil des Bebauungsplans. 
 
Zu den Belangen der UBB 
Es wird ein entsprechender Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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II/B 21: Deutsche Bahn AG, DB Immobilien 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die durch den Eisenbahnbetrieb bedingten maßgeblichen Emissionen wurden im Rah-
men des Bebauungsplanverfahrens untersucht.  
Diesbezüglich wurden eine schalltechnische Untersuchung (Peutz Consult, 
16.07.2019) im vorliegenden Verfahren sowie eine erschütterungstechnische Untersu-
chung im Verfahren des rechtswirksamen Bebauungsplanes Nr. 208 B /II (Peutz Con-
sult, 11.01.2017) erstellt. 
 
Lufthygiene: 
Hinsichtlich der Lufthygiene wurde im Rahmen des Verfahrens zum rechtwirksamen 
Bebauungsplan Nr. 208 B/II bereits festgestellt, dass im Umfeld des Plangebietes 
mehrere Belastungsquellen existieren.  
Mit der Schaffung des neuen Stadtquartiers (Bebauungsplan Nr. 208 B/II) und der ein-
hergehenden Belebung des angrenzenden Stadtteilkerns Opladen ist langfristig zwar 
mit einem höheren Verkehrsaufkommen und entsprechend mit einer Zunahme der 
Schadstoffimmissionen durch Abgase und Stäube im unmittelbaren Plangebiet zu 
rechnen. Insgesamt werden derzeit belastete Siedlungsbereiche jedoch künftig durch 
die vermehrte Nutzung von Fahrrädern in Zusammenhang mit dem ÖPNV-Angebot 
und der angestrebten Neuordnung des Verkehrs (Europa-Allee) lufthygienisch entlas-
tet. 
 
Mit diesem Bebauungsplan wird in geeigneter Weise auf die vorliegenden Immissio-
nen hingewiesen.  
 
Die Ausführungen zu Entschädigungsansprüchen oder Ansprüchen auf Schutz- oder 
Ersatzmaßnahmen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Es sind keine baulichen Anlagen mit einem Abstand von kleiner als 4 m zur Gleismitte 
zulässig. Zwischen dem geplanten Fahrradparkhaus befindet sich u. a. noch die Euro-
paallee.  
 
Der Hinweis zu notwendigen Kabeln wird im nachfolgenden Baugenehmigungsverfah-
ren berücksichtigt. 
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Das Plangebiet der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 208 liegt nicht im Bereich 
von Bahnanlagen. Demzufolge kann die Zugänglichkeit der Bahnanlagen nicht im 
Rahmen dieses Verfahrens sichergestellt werden.  
 
Die sonstigen Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/C Stellungnahmen der Fachbereiche 
 
II/C 1: FB 364-01 Bürger und Straßenverkehr 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Der Fachbereich Bürger und Straßenverkehr (36) wird beim weiteren Vorgehen betei-
ligt.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C 2:  FB Tiefbau 660 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Dem Hinweis wird gefolgt. Die Begründung wird redaktionell angepasst. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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II/C 3: FB 371.1 Berufsfeuerwehr, Vorbeugender Brandschutz 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zur Löschwasserversorgung: 
Die Sicherung einer den örtlichen Verhältnissen angemessenen Löschwasserversor-
gung erfolgt im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren. 
 
Zur Zugänglichkeit für die Feuerwehr: 
Die Sicherung der Zugänglichkeiten für die Feuerwehr erfolgt im Rahmen der weiteren 
Planung.  
 
Die weiteren Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  




